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Adressen und Bitten,
welche an des Königs Majestät gerichtet worden sind.

^. Adresse, die AllerhöchstePropositwü Mo. I. betreffend.
Ar. l.

A llerdu r ch l nu ch tig st er, Großm ä ch t i g st e r K ö n ig!
Allergn ä digster König und Herr!

Euer Majestät baben hnldrricbst gernhi, die treu gehorsamsten Rheinischen Prouinzial-
Stände zu einer außerordentlichen Session zusammenzuberufen, um ihr Gutachten hinsichtlich der
Aufbringung der durch die Ausführung des Grundstenergesetzes vom 2t. Mai 1861 entstandenen
Kosten vor den Stufeu des Thrones ehrfurchtsvoll zu erstatten,

Die Stände fühlen sich gedrungen, bei Erledigung der befohlenen Aufgabe Euer Majestät
dru ilntcrthänigsten Tank auszusvrecheu, weil denfelbcn in der Allerhöchsten Proposition vom
l<'. v. M, gestattet ist, die bei Aufbringung dieser Kosten zu berücksichtigenden Eigenthümlichkeiten
der Provinz hervorzuheben. Unter Berücksichtigung der in der Nhcinprovinz obwaltenden eigen¬
thümlichen Verhältnisse, die in dem uuterthüuigst beigefügten Refer te entwickelt sind, sind die
Rheinischen Provinzial-Stände zu dem Schlüsse gelaugt, daß es ungerechtfertigt und unbillig erfchei-
nm würde, diese Kosten allein im Wege des Zuschlages zur Grundsteuer zu erheben, da für den
ohnehin unverhältnißmäßig belasteten Grundbesitz diese Last fast unerschwinglich werden würde
und es vielmehr aus den im Referate näher entwickelten Gründen gerecht lind billig erscheine,
alle übrigen Steuern in der dott angebenen Weise heranzuziehen.

Wenn nun auch das Gutachten der Stände mit einer Majorität von 50 gegenüber von
5-1 Stimmen zu Staude gekommen ist und gesetzlichnur dann das dissentirende Votum der Mino¬
rität Euer Majestät unterbreitet werden soll^ wenn mindestens "/, der vorbandenen Stimmen sich
dafür ausgefprochen haben, so bilteu Euer Majestät doch die treugehorsamsten Stände, huldreichst zu
verstatten, mit Rücksicht auf die große Wichtigkeit der vorliegenden ^ragc ausnahmsweise auch
das Votum uud die Gründe der Miuorität Allcrhöchstdenselben zu unterbreiten. Da es sich nun
bei der Nelmudlung dieser höchst wichtigen Frage um möglichst tiefgehende Erörterung und Auf¬
klärung handelt, fo verstatten sick die treugelwrsamsten Stande ferner eine Beleuchtung derselben
untertänigst beizufügen.

Das Gutachten des Plenums, und das die Begründung desselben enthaltende Referat,
so wie das Votum der Minorität nebst Begründung und die Gegengründe der Majorität sind in
den Anlagen enthalten.

Düsseldorf, den U. December IM5,.
In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Majestät allerunterlhänigst treu gehorsamste
der Landtags-Marschall und die Stände der Rheinprovinz.

Die von dei Provinz
zu tragenden Kosten
der Ausführung de«
Giilndsteuergesetze«

vom 21. Mai 18L1.
aä Allerh. Propos.

Nr. 1.
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Referat des ersten Ausschusses
betreffend die, Aufbringung der durch die Ausführung des Ornudsteuergesetzes

vom 31. Mai 1861 entstandene,, Kosten.

Referent i Abg. Schrocder.

Mfcra! Zu der Berathung der von der Königlichen Staatsregicrung den zu diesem Zwecke
-uiAlltrh. Proposuion spß^ell zufammenbcrufcnen Provinzial-Ständen gemachten Vorlage über die Aufbringung der
Nr„. 2, sAui. 1,) ^^ ^^ Ausführung des Grundstenergesetzes vom 21. Mai !«N1 entstandenen Kosten ist der

Ausschuß in dankbarster Anerkennung der wohlwollenden Fürsorge, die aus der mitgetheilten
Denkschrift hervorleuchtet, geschritten nnd zwar insbesondere aus dem Grunde, weil die bobe
Staalsreqiernng durch oie Denkschrift den Provinzialständcn nicht allein Gelegenheit bietet, eine
Erhcbungswcise zu berathen, die die Verpflichteten möglichst wenig drückt, sondern zumal, weil
dic Vorlage gestattet, tue i,i eigenthümlichen Prouinzialvcrhältnisscn begründeten Zustände, welche
bei der Aufbringung der Grnndstcner-Veranlagungskosten zu berücksichtigen sind, hervorzuheben
und demgemäß eine hieraus sich ergebende, den bestehenden Verhältnissen entsprechende Auf-
bringnngsarl der Allerhöchsten Genehmigung zu unterbreiten.

Das Gesetz vom 21. Mai l^l hat, indem es im t;. <i aussprach, daß die beiden west¬
lichen Provinzen die Kosten der Gruudsteuer-Reauliruug getrennt von den östlichen für sich auf¬
bringen sollten, die Verschicdenartigkeit der Stellung derselben dem Rcguliruugöwcrkc gegenüber
anerkannt. Diese Verschicdenartigkeit berubt aber nicht blos darin, daß nothwendigcrweise die
Grundsteuer-Negulirung wegen der iu den westlichen Provinzen bestehenden Kataster-Einrichtungen
mit weit geringcrem Kostenanfwcmde durchzuführen fein mußte als in den östlichen, sondern
vielmehr darin, weil in jenen die Grundstcucrvechaltnisse bereits so georduct wareu, daß die
Veitragspflicht des Gruudvcrmögeus zu den Etaatslastcn den Interessen des Staates und denen
der Steuerzahler im Allgemeinen entsprechend war.

Die Richtigkeit dieser Anschauung stellt sich als unumstößliche Thatsache dar, wenn mau die
Ergebnisse der Einschätzungen in Folge des Gesetzes vom 21. Mai 18«!1 in's Auge faßt-, mährend
nämlich die Principal-Grund- und Gebäudesteuer in der RheimProvinz vor der Regulirung 2,025,45,l!
Thlr. betrug, betragen nach derselben die Grundsteuer 1,0l!4,«?2, die Gcbäiidestcner 721,764 Thtr.,
beide zusammen demuacl, 2M6,636 Thlr., und das jetzige Kontingent der Grundsteuer nur <!5,«,!><>
Thlr. mehr als früher. Wenn nun nichts desto weniger sich die jetzige Gesammtsinmne der Grundsteuer
auf 4,0U0,0«m Thlr. mehr als früher beläuft, so ergibt sich hieraus klar, daß der Grund uud Boden
in der RheinProuinz keineswegs, um seine Beitragspflicht zu den Staatslasten zn regeln, herangezogen
werden mußte, da er hiureicheud belastet war. Die Rhein-Provinz als solche erachtet sich daher berechtigt,
in der Grundsteucr-Regelung lediglich eine Maßregel .zu erkennen, die nicht sowohl im Interesse des
steuerpflichtigen Grundbesitzes der Rhein-Provinz als vielmehr in dem alter Steuerzahler begründet war.
Konsequent folgt hieraus aber auch, daß die Kosten, welche die Grundsteucr-Regulirnng in der Rhein
Provinz veranlaßt hat, nicht allein vom Gruud und Boden als Zuschlag zu der Grundsteuer, sondern
von allen Eontribucnten getragen werden müssen, da alle gleichmäßig an der Erhebung resp, der Ver
theilung der 4,«!0U,000 Thlr. interessirt waren, da alle um deu ratirlichcn Antheil an denselben erleichtert
werden.

Der Ausschuß erachtet aber ferner, daß es in der Billigkeit begründet liegt, eine solche Ver¬
keilung bei Aufbringung der Regulirnngstosten eintreten zu lassen; der Grund und Boden der Rhein
Provinz hat nämlich schon einmal zur Herstellung des die Grundstenervflicht dem Staate gegenüber,
wie dargethan, in genügender Weise regelnden Katasters die größere Hälfte von 4,UN0,W0 Thlr. ge¬
tragen und wenn nun auch zur Ebnung mancher im Laufe der Zeit innerhalb der Provinz einge
tretenen Ungleichheiten in der Besteuerung des Bodens die Nothwendigkeit einer Revision des
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Katasters fühlbar geworden, dieselbe in dem Gesetze vom 2!. Januar 1839 vorgesehen, so wie in
dein Gesetze vom 14. Octobcr 1844 sogar ausdrücklich angeordnet war, so wird doch in beiden
Gesetzen im ß. 4 und resp. §. I? ausgesprochen, daß die Kosten dieser Maßregel aus dem in ganz
unbedeutendenProcentsähcn als Zuschlägen zur Grundsteuer im Laufe der Zeit erhobenen Deckungs-
fonds bestrittcn und die Mehrkostenin anderweit vorbehaltener Weise aufgebracht werden sollen.
Offenbar liegt dieser gesetzlichen Verfügung die Anschauung zu Grunde, daß dem Grund und
Boden keine größeren Lasten als die bereits getrageneu und gesetzlichvorgeseheuenaufgebürdet
werden follen.

War es nun die Absicht des Gesetzgebers,die Nevisionskosten des Katasters in den west«
lichen Provinzen nicht allein vom Gruud uud Boden zu erheben, fo ist nicht abzusehen, weshalb
derselbe nunmehr die Kosten der Grundsteuer-Regelung allein aufbringen foll, da doch diefe letztere
Maßregel für die Rhein-Provinz nichts anderes als eine andere Form der Kataster - Revlsion
gewesen ist.

Die Kosten der Grundsteuer- Regelung betrageil für die Nhein-Provinz die Hälfte des
Iahrescontiugeuts der Grundsteuer; diese in 10jährigen Raten, wie die Denkschriftvorschlägt, von
den Grundbesitzernerhoben, würden schon an und für sich eine nicht unerhebliche Mehrbelastung
zur Folge haben; wie schwer diese Last aber grade in der Rhein-Provinz auf die Grnudbesitzer
drücken würde, ergibt sich aus der durch die statistischen Ermittlungen schon längst hervorgehobenen
Thatsache, daß in keinem Theile der Monarchie die Zersplitterung des Grundbesitzes in kleine,
bäuerliche Besitzungenvon 1, 2,3 uud 4 Morgen so weit vor geschritteu ist als grade in der Rhciu-Pro-
^ulz, so daß dieselben bei Weitem die Mehrzahl ausmachen; diese, die längst nicht mehr im
Staude sind, die darauf angewieseucu zahlreichenFamilien, die um ihre Existenz zu fristen, ihren
Unterhalt durch Tagelohn suchen müssen, zu ernähren und in den der Tagelöhnerarbeit abgerungenen
Stunde» nur nothwendig kultivirt werden können und deshalb überall die kärglichste!, Erträge
liefern, diese sind es, für welche vor allen Dingen Schonung in Aufpruch genommen werden muß,
da eine Mehrbelastung für diefclbeu unerschwinglichwäre

Der Anspruch auf Schonung dieses kleinen Grundbesitzes stellt sich also als eine Existenz¬
frage für dcnfelben dar; ein Blick auf die Gesammtlage des Grundbesitzes zeigt aber, wie demselben
überhaupt zahlreicheMotive, die eine Bcrschonuugmit größereilLasten erheischen, zur Seite stehen,
^ahm gehört zunächst der Umstand, daß ein großer Theil des Grundbesitzesmit Hypothetarschulden
glastet ist, die einestheils auf denfelben gelegt werden, um die Auseinandersetzungenbei den
Theilungen zn ermöglichen, andrerseits, um für die Folge an den Vortheilen zu Partizipiren, die
durch die neuesten Fortschritte auf dem Gebiete der landwirthschaftlichenKultur dem ^andwirthe
>n Aussicht gestellt sind, jedoch mir mit großen Opfern augenblicklich erkauft werden tonnen. Wie
w«t sich die Verschuldung des rheinischenGrundbesitzeserstreckt, weisen die Hypotheten-Bücherzur
Mmuge uach. H^n, tritt nnu aber noch für den kleinern Gruudbesitzder Uebelstaud, daß er ver-
lnndcrt ist, sich die Mittel zur Verbesserungder Kultur zu verschaffe,,, da das Kapital die uube-
cMme Anlage in Hypothekenscheut und sich der bequemeren Verzinsung dnrch die Industrie bedient.

Richt genug aber, daß die Lage des Grundbesitzesan nnd für sich in der Rhein-Provinz
", °^ 'uüglichstcVerminderung der Lasten desselben spricht, es ist dies ebenfalls in der Ratur
»w Bedeutung der auf ihm lastende,, Grundsteuer selbst bediugt. Währeud nämlich alle übrigen
lrcttm Steuern nur mit 3 uud 4",',, von, Reinerträge erhoben werden, beträgt die Grundsteuer

als "i?!"^ .^"uim sich sogar die uuvermeidlichcuprovinziellen Zuschläge fast allerwärts auf mehr
t'st .^d"fz sich dieselben„ach Hinzufüguug von -'>"„ zur Deckungder Grundsteuer-Regelungs-
>M ^ ^"" b^mifeu würde». Rechnet man nun noch hierzu die Kommunallasten, die in der
ans !V l^"'^ """'isch fast ausuahmelos anf jeder Gemeinde lasten und mit 50, ja bis zu 300" o
aus o,e Steuerzahler drücke,,, rechnet ,»a„ feruer hiuzu, daß die dem Boden mühfam abgerungene
.ttente „ch in enge», wenig variireudm Gränzen bewegt und sich niemals mit den glänzenden
erfolge,, messen kann, die das Kapital auf dem Gebiete, auf dem es sich bewegt,erzielen kann, so
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dürfte Mr Genüge dargethau erscheine,!,daß die alleinige Erhebuug der Grundsteuer Regeluugskosteu von
dem Grund und Boden eine kaum zu erschwingende '^ast für denselben bilden würde.

Sodann glaubt der Ausschuß auch nicht unterlassen zu dürfen, hier darauf hinznweisen, daß
durch die in der nächsten Hutunft in Aussicht steheuden bedeutenden Kosten für Irrenanstalten, die uor
läufig auf ^M»M0 Thlr. berechnetsind, die jährlichen Beischläge mindestens ein Drittel vom Haupt-
lontingeut betragen werden.

Daber sprich« sich der Ausschuß dcchiu ans, daß es gerecht und billig erscheint, zur Aufbringung
dieser Kosten neben der Grundsteuer auch die Massen nnd Einkommen-, Gebäude und Schlacht und
Mahlsteuer uud Gewerbesteuer heranzuziehen; jedoch mit dem Unterschiede,daß bei der Klassensteuerdie Beträge
von ">Thlr. abwärts von der Beitragspflicht frei bleiben und die Schlacht- und MMsteuer uur für die Hälfte
ihres Betrages herangezogen werde. Zu diesem Borschlage ist der Ausschußdurch die Erwägung gelaugt', daß
hierdurch eine der Billigtest angemessenegänzliche Befreiung von der ^eitragspflicht unter der ländlichen
Bevölkerung von gar keinem oder nnr ganz geringem Grundbesitz nnd bei der in gleichen Verhältnissen
befindlichen städtischen Bevölkerung wenigstens eine möglichsteSchonung herbeigeführt würde, da leider
ein Modus, diese ebenfalls ganz von der Bcitragspflicht zu befreien, uicht zu erfinden ist. Bei Dnrch-
fübrung der Erhebung der Grundsteuer ^legelungstosten in dieser Weise würde überdies der doppelte
Zweck erreicht, daß das im Allgemeinen am wenigsten von der Steilerlast betroffene Kapital überhaupt,
sodanu die zu deu höheren Stufen der Klassensteuer contribuirendeu, so wie die einkommensteuerpflich
tigen Grundbesitzer auch für diese Steuerbeträge beitragen müssen, so daß der Grundbesitz immerhin
noch die größere ^ast auf sich uehmen müßte; hierdurch würde die Erhebung einer Summe, die dem
Gruudsteuertontiugeute gegenüber als ein integrirender Theil erscheint, der Gesammtsumme der Steuern
der Provinz gegenüber auf eiu Minimum herabsinten und in 10 Jahren von der Provinz erhoben,
weniger fühlbar werden. Sollte dagegen dieser Borschlag AllerhöchstenOrtes leinen Beifall finden, so
glaubt der Ausschuß, daß in dem Borangeführten reichlicheGründe enthalten sind, welchedafür sprechen,
daß dem Grundbesitze, wenn er allein gehalten sein soll, für die Kosten der Grundsteuer Regelung ans'
zntommen, uicht bloß zehu, soudern zwanzigjährige Rateuzahlunge» bewilligt werden.

Schließlich erachtet der Ausschuß für zweckmäßig, daß wenn auch weder bei der Vor¬
schußleistung der Kosten aus der Staatskasse, noch in der Denkschrift von einer Rückzahlung mit
Zinsen die Rede gewesen, doch iu dem Beschlusse des hohen Hauses ausdrücklich die zinsenfrcie
Rückzahluug hervorgehoben und beantragt werde.

Der Ausschuß verstattet sich daher folgende» Autrag der Beschlußfassung zu unterbreiten:
„Hohes Haus wolle beschließen: „zu den Kosten der Grundsteuer-Regelung

sollen alle Steuern gleichmäßig beilragen, jedoch mit der Ausnahme, daß die Klasscn-
steuerbeträge von 3 Thlr. an abwärts frei bleiben und die Schlacht- und Mahlsteuer
nur für die Hälfte ihres Betrages herangezogen werde. In diesem Falle soll die Rück¬
zahlung in l0 Jahren zinsenfrei erfolgen.
Sollte dieser Rückzahlungsnwdns nicht die Allerhöchste Genehmigung finden und die

Grundsteuervflichtia.cn allein gehalten werden, die Kosten zu tragen, dann soll die Rückzahlung erst
in 20 Jahren zinsenfrei erfolgen."

Der Vorsitzende: Graf Nessel rode.

Frhr. v. Leykam. Becker. Contzen. Münster. Paulssen
Fonck. Graf Beissel. Clemens. Schröder, Referent.
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Votum der Minorität.
Die Minorität hob dagegen hervor-
1. Daß die Staats-Negrerung selbst, laut Seite 3 il rer Denkschrift anerkenne, „daß das ^"""^ ,,

„durch das Gefetz selbst festgeste I lte Prinzip, - wonach die Vertheilung der Kosten nach ,", 'Nh ^°^"
„de,u Maßstabe aus der Veranlagung der Grundsteuer sich ergebenden Grundsteucrbetrage Nro. 1. sAnl. 2.)
„bewirkt werden muß, — ebenso der Billigkeit als im Wesentlichen auch den thatsächlichen
„Verhältnissen entspreche,"

3. Daß die Staats-Regierung es hiernach für geboten erachtet habe, selbst diesen Ver-
theilungs-Maßstab zur Nepartition der Grundsteuer-Hauptsummcu auf die einzelnen Provinzen
in Anwendung zu bringen;

'i. Daß von diesem Maßstabe bei der Uutervertbeilung dieser Kosten auch nnr da abzu¬
weichen sei, wo besondere Eigen tbümlichkeiten einer Provinz dies rechtfertigen, daß jedoch
die in der Rhein. Provinz bestehenden Eigenthümlichkeiten es nm fo mehr geböten, an diesem Maß¬
stabe festzuhalten.

4. Diese Eigenthümlichkeiten beständen nämlich insbesondere darin, daß die Grund¬
steuer bereits seit langer ^eit in der Provinz bestaudeu hat, und daß sowohl deren ursprüngliche Ver-
anlaguugö itosteu, als die Kosten der Unterhaltung der Kataster durch die im Gruudsteuer-Gefetz vor
gesehenen Deckuugsfouds vou deu Gruudsteuerpflichtigeu allein aufgebracht wordcu fiud;

5. Daß aber eiueÄevisiou der theils fchr veralteten und durch die Zeit unrichtig gewordenen
Katastral Eiuschätznugeuuicht uur geboten und beschlossen war, fondern schon vor dem Erlaß des neuen
Gesetzes vom 21. Mai l««1 in mehreren Verbänden ihren Anfang genommen hatte;

t>. Daß die Aufbringung diefcr Revifious-Kosteu nach tz. 14 des Gesetzes vom >». Oct. 1844
ebenfalls nur von deu Grnudsieucrpflichtigeu, nud zwar zunächst aus deiu Grundsteuer - Deckuugsfonds,
fo weit dieser vorerst reiche, geschehe» folle, iudem der Vorbehalt „weiterer Bestimmung" hin¬
sichtlich der Aufbringung etwaiger Mehrkosten (am Schlüsse dieses ß.) nur die Deutung haben
kann, daß damit eine Vermehrung der Grnndstener ZuschlagsProcente für die Deckungsfonds ins Auge
gefaßt sei, für den Fall, daß etwaige (also »»vermuthete) Mehr tosten über den jedesmaligen
Bestand der Deckuugsfouds hinaus, entstehen möchten.

?. Daß die Kosten dieser begonnenen Revision sich ans durchschnittlichca. 5UW Thlr. für jeden
Verband belaufen hätten, und fomit für die vorhandene» ca. 3U <»Verbände ungefähr anderthalb Millionen
Thaler zu «asten der Grundsteuerpflichtigen erfordert haben würden; eine viel größere Summe als die
durch die Ausführung des neuen Gefetzes enstcindcuenkosten.

8. Daß dir neue Grundsteuer-Veranlagung, wie auch im Referate Seite 4 augeführt lst,
nichts anderes als eine andere Form der Kcitastcr-Nevision gewesenist, und daß somit folgerichtig auch
me Kosten der ncueu Veranlagung nur an die Stelle der Kosten der Revision der alten Ka¬
taster getreten sind, nnd zwar in einem türzcren Zeitraum.

!'. Daß die neuen KatasterVermesfunge» und Abschätzungenfür den Gruudbef itz dagegen
d'e Vortheile biete»,

1- daß sie bei ihrer größeren Eorrectheit in Folge ihrer rafchen gleichzeitigenAusführung —
auch eine Gleichmäßigkeit in sich tragen, die bei einer sich 20 bis W Jahre hinziehenden Revision

., "7""ls sich hätte erreichen lassen; und
"- daß dadurch dem Grundbesitzer eine werthvvlle Grundlage zur Beurtheilung und Ermittelung

des reellen Werthes seines Grundstücks geliefert worden ist, welche ihm in Fällen des Besitzwcchfels
durch Verkauf oder Erbtheilung fehr nützlich ist;

I". Daß demzufolge die durch AuSführuug des neuen Gefetzes vom 21. Mai I«t>1 herbeigeführte
neue Vermessung uud Einschätzung der Liegenschaften der Nheinprovinz lediglich aus den Verhältnissen
des Grundbesitzers hervorgegangen ist und demselben zu Gute kommt; daß die daraus entstandenen
Kosten deshalb auch nur allein von den Grundstcuerpflichtigen aufzubringen sind, und daß die Heran-
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zichung der übrigen Steuerpflichtigen deshalb dem Rechte und der Billigkeit nicht entspricht,
vielmehr diese in exorbitantemMaße verletzen würde.

II, Durch die neue Gewerbesteuer-Gesetzgebungwürden die Gewerbe überhaupt schon in
verschärftem Maaße herangezogen;ebenso die Besitzer der Gebäude durch die (für die Rhein-Provinz
um ca, 200,000 Thlr. erhöhte) neue Gebäudesteuer. Diese sowie die übrigen directen Steuern ruhen
im überwiegenden Maße auf den Bewohnernder Städte, so daß diese letzteren durch eine Heranziehung
aller Steuern mit einem Betrage würden belastet werden, welcher in einzelnen Fällen sogar um das
Zehnfache den fie treffendenalleinigenZuschlag zur Grundsteuer übersteigt.

Diese Eigenthümlichkeiten der Provinz geböten somit, daß es nach Recht und Billigkeit bei
dem Zuschlageauf die Grundsteuer, wie bisher, verbleibe!

Entgegnung
auf die Begründung des Miiioritcitsuotums.

AuAß""U°j°rität Zu 1- 2. und 3 wird bemerkt, daß, wenn die Königl. Staats - Regierung der Ueberzeugung
auf Vorstehende«, gewesen wäre, es sei gerecht, billig und den thatsächlichen Verhältnissenentsprechend, daß in der Rhein-

(Anl. 3., Provinz die Kosten der Grundsteuer - Rcgulirung lediglich auf die Grundsteuer umgelegtwerden sollten,
dieselbe keine Veranlassunggehabt hätte, die Provinzial Stände zu hören. Die Königl. Staats-Regicrung
erkennt aber in der mitgetheiltenDenkschrift an, daß provinzielle Eigenthümlichkeiten eine andere El-
hebungsweise erheischenkönnen; es fragt sich also, ob solche in der Rhein-Provinz bestehen und ob die¬
selben eine anderweiteErhebungsweiserechtfertigen.

Zu 4. Nicht bloß i» den von der Minorität hervorgehobenen thatsächlichen Verhältnissen
treten Eigenthümlichkeiten der RheinProvinz hervor, sondern insbesondere darin, daß von dem durch die
Regulirung zu vcrtheilenden Mehrertragc der Grundsteuer im Gesammtbetragevou 4,000 000 Thlr.,
auf die Rhcinprovinz nur «,5,000Thlr. gefallen find, ein aus Knltnrveränderungenund Fortschritten
der ^andwirthschaftresnltirenderMehrcrtrag, der dem Emporblühenvon Handel nnd Gewerbenin dcl
Monarchie insgesammtgegenübernur als ein verschwindendkleiner Faktor vermehrter Reinerträgeerscheint;
worans sich aber ergibt, daß die Grundsleuerpflicht der Rhein Pro» nz dem Staate gegenüber in genügen-
der Weise durch die von den Grundbesitzern mit mehr als 2,000,000Thlr. bezahlten KatastereinrichtuugeN
geordnet war und daß dieselben seit mehr als 35 Jahren das gebührende und sogar mit Rücksicht darauf,
daß alle anderen Steuern früher niedriger als jetzt und theilweife nicht einmal vorhandenwaren mehr
als das gebührende Quantum getragen haben. Es ist daher nicht zu ermesfen, weshalb die Grundbesitz"'
die Kosten dieses Beweises,der ihre vieljährigenBeschwerden gerechtfertigt hat, allein tragen sollen.

Zu 5 und 0. Die angeordnete Revision bezweckte die Ausgleichung und Berichtigungder <eit
Anlage des Katasters eingetretenen Unrichtigkeiten und Veränderungeninnerhalb der Provin- so wie
ferner, was namentlichzu berücksichtigenist, die contradictorische und protokollarische Fcststettuug der
Gränzen und wirkliche Vegränzung durch Einsieinung. Diese Revisionenwerden auch in der Folge
wieder eintreten müssen; sie sind durch die Regulirung nicht für immer beseitigt, und werden die Kosten
derselben nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen von den Grundbesitzernstets getragen werde»
müssen. Was aber die Kosten der Revision angebt, so ist es doch unverkennbarein'großer Unterschied,
ob dieselben aus einem in wenig fühlbarer Weise mit ',."„ Zuschlag zur Grundsteuer angesammelte«
und fortwahrenderhaltenen Fonds gedeckt oder noch neben diefeni als neuer Inscklaq mit «40 000 Thll'
erhoben werden sollen. Hierzu kommt noch, daß das Gesetz vom t2. December1804 indem es übel
die Verwendung des fortan mit >,",. zur Grundsteuer zu erhebenden Zuschlagsspricht mit keine'«



Worte davon Erwähnung thut, daß derselbe ebenfalls zur Deckung für die Folge eintretender Ein-
schcitzungskosten oder daß dieselben überhaupt von den Grundbesitzern getragen werden sollen.

Die Interpretation des 5. 1? des Gesetzes vom l4. October 1844 wird aber als ganz
unrichtig bestritten; im Gesetz stehen die Worte „so weit dieser vorerst reiche" gar nicht und erscheint
es als eine eigenthümliche und unzulässige Interpretation, den Königlichen Borbehalt hinsichtlich der
Bestimmung über die Aufbringung der entstehenden Mehrkosten in der ^ui> »> angeführten unberechtigten
Weise zu deuten; wenn derselbe keinen andern Sinn, als den von der Minorität ihm beigelegten haben
sollte, dann bedürfte es nicht des Vorbehaltes, sondern nur der Worte: alle Kosten der Revision werden
im Wege des Zuschlages zur Grundsteuer erhoben.

Zu 7. Ob die hier aufgestellte Berechnung richtig ist, ist nicht zu bemessen; wäre sie es
aber auch, so änderte sie nichts am Sachuerhalte.

Es muß aber bemerkt werden, daß die beim Beginne der Revision entstandenen Kosten keinen
Maßstab für die Folge abgeben können, da mit zunehmender Uebung uud Gewandtheit die Arbeiten
ni der Folge einen weit rascheren Verlauf gehabt haben würden.

Zu «. Um zu dem hier gezogenen Schlüsse zu gelangen, mußte das Gesetz vom l4. October
1«4l in einer seinem Wortlaute und Sinne widersprechendenWeise interpretirt werden. — Die Ma-
wrttät folgert, wenn nicht einmal die zur Ebnung von unvermeidlich in den Katastrirungcn innerhalb
der Provinz eintretenden Ungleichheiten entstehenden Kosten von dem Grund und Boden allein getragen
werden sollten, warum denn die Kosten der Negulirung, die dem Staate gegenüber geschehen und ihrem
Resultate nach für die Rhcinprovinz und zumal im Vergleiche zu dein hohen Betrage eine überflüssige
Maßregel war.

Zu 9. ?«>-, 1 und 2. Die Vortheile des Negulirungswertcs, welche hier angedeutet sind, werden
keineswegs verkannt; es ist jedoch anzunehmen, daß diese Punkte nur zur Eoloratur, nicht aber in der
Absicht, darin eine Compensation für die Grundsteuer-Negulirnngs-Kostcn zu finden, hingestellt sind;
denn in diesem Falle müßte daran erinnert werden, daß die neuen Einschätzungen nur als eine Ergän¬
zung des früheren Katasters betrachtet werden können, keineswegs aber den Werth und die Bedeutung
für den Grundbesitz haben, den die mit Berichtigung der Vermessungen, Festsetzung der Gränzen und
Einftcinung der Grundstücke verbundene Revision des Katasters hatte. Darin wären auch die muth-
maßlichen Kosten der Revision gerechtfertigt und müssen der Negulirung noch diese Maßregeln hinzu¬
treten , um ihr den Werth der Revision des Katasters zu verleihen. Sodann darf nicht unbe¬
rücksichtigt bleiben, daß durch die Regnlirungsarbeitcn überdies noch der Provinz die nicht uner-
beblichcn Kosten neuer Karten-Anlagen erwachsen sind, da die alten bei Vornahme der Neuschätzun¬
gen ruinirt wurden sind.

Zu IN. Enthält nur eine petitia piincipü.
Zu 11. Es ist allerdings Thatsache, daß die Gewerbesteuer in den letzten Jahren crheb-

nch erhöht worden ist, wie dies aber auch unverkennbar in Folge des Aufschwunges, den alle
Gewerbe gehabt, unvermeidlich war; auch wird gern zugegeben, daß eine Steuer, die jährlich neu
veranlagt wird nnd überdies von einein außerordentlichen Schwankungen unterworfenen Gewerbe
erboben wird, nicht die hohen Procentsätze bedingen darf, die eine Steuer von einer mehr ge¬
sicherten Rente gestattet, aber immerhin wird man einräumen müssen, daß die Gewerbesteuer in den
Procentsätzen sehr weit disferirt von der mit W> „ vom Reinerträge erhobenen Grundsteuer. Zu¬
dem darf nicht außer Augen gelassen werden, daß eine Klasse der Gewerbesteuerpflichtigen gleich¬
falls v^n der Ncitragspflicbt zu den Negulirungskostcn verschont bleiben wird, da die bausirgc-
werbestruer gesetzlich von allen provinziellen Zuschlägen befreit ist.

Zu II. Die Ausführungen der Minorität in dieser Nichtung sind nicht ganz zutreffend;
denn, wahrend die Gcbäudcsteuer in den Städten die einzige Steuer vom städtischen Immobiliar-
bentz bildet, tritt sie für den ländlichen Grundbesitz der Grundsteuer hiuzu; auch ist erwiesener
-Naßen nur in den Städten die heutige Gebäudesteuer höher als das frühere Grundsteuer-Kontin¬
gent, in denen eine große Summe von Neubauten das alte, präcisirte Kontingent erleichtert hatten,
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die nun der untontingentirten Gebäudestcucr verfallen und es ist ferner ein höchst erheblicher Mo¬
ment, daß die Gebäudesteuer uur 4/„ vom Miethwerthe, dagege.'. dir Grundsteuer w«/„ vom
Reinerträge beträgt. An der Einkommensteuer partieipirt der Grundbesitzer wie der Stadtbewohner
nach Maßgabe seines Entkommens, uud der Schlacht- uud Mahlstener ist die Klassensteuer analog,
daher dürfte dnrch die Ausführungen der Minorität der Prineipal-Äntrag der Majorität für nicht
erschüttert zu erachten sein.

Graf Reffelrode, Vorsitzender. Paulsscn. Münster. Clemens. Becker

Schröder, Referent.

Auszug
aus der dritte!, Sitzung des 18. Rheinischen Provin^ial-^andtags vom li. December l8<i5.

Auszug Der ^andtags^Marschall eröffnet die Sitzung nm X»",., llhr.
au« dem Piotutoll ^. Protokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt. Für dir Führung des
"ß. Decbi.'"8N5. Protokolls der heutigen Sitzung bezeichnetder Marseball den Abg. von der Hevdt.

(Anl. 4.) ^. 1. Den ersten Gegenstand der Verhandlung bildet die Allerhöchste Proposition betreffend
die Aufbringung der durch die Ausführung des «^rnndsteuergesetzes vom 21. Mai !^«>I entstandenen
Kosten.

Der Abg. der Ritterschaft, Assessor Schroed er, erstattet Namens des ersten Ausfchuffes das
Referat, welches mit folgendem Antrage conclndirt:

„Die Stäudeuersammlung wolle beschließen: „zu den kosten der Grundsteuer Regelung sollen
alle Steuern gleichmäßig beitragen, jedoch mit der Ausnahme, daß die Klassensteuer von :>
Thaler abwärts frei bleiben und die Schlacht - uud Mahlsteuer nur für die Hälfte ihres
Betrages herangezogen werde. In diesem Falle soll die Rückzcchlnngin K» Iahreu zinsen
frei erfolgen/'

„Zollte diefer Rückzahlungsmodus nicht die Allerhöchste Genehmigung finden und die
Grundstcnerpflichtigen allein gehalten werden, die Koste» zu tragen, dann soll die Rück¬
zahlung erst in 20 Jahren zinseufrei erfolgen."

Mündlich bemerkte zusätzlichder Referent, daß es nöthig sein werde, die Hausirscheiue vou der
Beitragspflicht zu erimiren.

Der Abg. der 3tädte von Evueru, zur Minderheit des Ausschusses gehörig, begründete
seine vom Ausschußantrage abweichendeMeinung: er bestritt die im Referat geltend gemachten Gründe
und folgerte sowohl aus dem Inhalt des AllerhöchstenPropositionsdelretS als aus den gesetzlichen Be^
stimmungeu, daß die betreffenden Kosten ausschließlichder Grundsteuer zur Vast fallen müßten. Er
führte zur Unterstützung seiner Meinung an, daß eine Katasterreuision in dem bezüglichenGesetzeund
zwar zn Vasten der Grnndstcner vorgesehen sei und daß die bei Gelegenheit der Grnndstcner-
rcgeluug stattgefundene Revision einfach an die Stelle jener im Gesetz begründeten Revision getreten sei.
Es sei deshalb unbillig, die anderen Steuerpflichtigen an diesen tasten participiren zu lassen.

Der Abg. der Landgemeinden, I)e. W nrze r bekämpfte gleichfalls das Referat und dessen Eon-
clusionen. Er hob hervor, daß es gerade die Gruudsteuerpflichtigen gewesr» seien, die eine Revision
wiederholt beantragt hätten und ebenso feien fie es, die auf die jetzt ftattgefundene Regelung der Grund-
flener gedruugen hätten. Den Grundbesitzern falle also consequent anch die Kostentilgnng zu; er als
Grundbesitzer halte es für unbillig, den anderen Steuerklassen diese Vast mit aufzubürden.
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